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EDITORIALDer Anwaltsverband vertritt 
auch die Interessen 
der Klientinnen und Klienten 

Der St.Gallische Anwaltsverband ist 
die Berufsorganisation der unabhängi-
gen Anwältinnen und Anwälte im Kan-
ton St.Gallen – so stellt er sich auch 
auf seiner Homepage www.anwalts-
verbandsg.ch vor, und deshalb sei die-
se hier nicht weiter zitiert, sondern wird 
dem interessierten Leser zur An- und 
Durchsicht empfohlen. Anders als viele 
andere Berufsverbände ist er jedoch 
nicht nur für seine Mitglieder da, indem 
er sich u.a. im Rahmen von Vernehm-
lassungen oder Vorstössen für deren 
Interessen einsetzt, sondern er sorgt 
daneben auch für die Klientschaft sei-
ner Mitglieder.
 
So stellt er einerseits einen Honorarbe-
gutachter zur Verfügung, der auf Be-
gehren hin die Angemessenheit der 
Honorarrechnungen von Verbandsmit-
gliedern überprüfen kann, soweit es 
sich um Rechnungen aus Beratungstä-
tigkeit handelt (für die Rechnungen 
nach dem amtlichen Gerichtstarif ist 
die Anwaltskammer zuständig); ande-
rerseits wacht der Verband auch darü-
ber, dass seine Mitglieder die soge-
nannten Standesregeln einhalten.
 
Diese Standesregeln betreffen keines-
wegs nur das Verhalten der Anwältin-
nen und Anwälte untereinander, son-
dern gerade im Bereich des allgemeinen 
Verhaltens eben sehr wohl auch das 
Verhältnis zwischen Anwältin/Anwalt 
und Klientschaft. So haben Anwältin-
nen und Anwälte z.B. jederzeit unab-
hängig zu bleiben, damit sie die Man-
date Ihrer Klientinnen und Klienten 
bestmöglich und frei von Interessens-
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konflikten betreuen können; sie haben 
weiter grundsätzlich die gütliche Erledi-
gung von Streitigkeiten zu fördern und 
schliesslich – und damit schliesst sich 
der Kreis zur Honorarbegutachtung – 
angemessene Honorare zu verlangen 
und ihre Klientschaft auch schon bei der 
Übernahme des Mandates über die 
Grundsätze der Honorierung aufzuklä-
ren.
 
Alle Mitglieder des St.Gallischen An-
waltsverbandes unterstellen sich somit 
zusätzlich zur behördlichen Aufsicht 
durch die Anwaltskammer noch einer 
verbandsinternen Regelung und Kont-
rolle, welche durchaus auch zur Verhän-
gung von Disziplinarsanktionen führen 
kann. Es wäre zwar übertrieben, von ei-
ner eigentlichen «Zertifizierung» zu spre-
chen; trotzdem kann die Klientin und 
der Klient bei der Mandatierung eines 
Mitgliedes des St.Gallischen Anwalts-
verbandes davon ausgehen, dass die 
Einhaltung gewisser Standards nicht nur 
geboten ist, sondern eben auch über-
wacht wird. Davon profitieren letztlich 
beide Seiten, was die Tatsache erklärt, 
dass die meisten im Kanton tätigen An-
wältinnen und Anwälte auch Mitglieder 
des Anwaltsverbandes sind. 
 
 

Dr. Michael Nonn
Rechtsanwalt und Notar
Fachanwalt SAV Erbrecht
St.Gallen
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Compliance

Das Wort «Compliance» bedeutet Regeltreue und bezeichnet die Einhaltung von Verhal-
tensmassregeln, Gesetzen und Richtlinien durch Unternehmen. Compliance stellt die 
Zukunft von jedem Unternehmen dar, welches sich gegen die Flut von Vorschriften und 
Regelungen national und international behaupten will.

Fast jeden Tag  können wir in 
der Zeitung von Unternehmen 
lesen, die in irgendwelche  Kor-
ruptionsfälle, Kartellrechtsab-
sprachen, Datenschutzverstösse, 
Steuerdelikte, Umweltverstösse, 
Sicherheitsprobleme u.a. verwi-
ckelt sind.

Nicht nur die Technik in den 
Unternehmen hat sich weiter-
entwickelt, auch die von den 
Unternehmen zu beachten-
den Normen auf nationaler wie 
auch auf internationaler Ebe-
ne sind hinsichtlich der Anzahl 
und Komplexität  mehr gewor-
den. Gesetzeswidrige Hand-
lungen von Unternehmen sind 
längst keine Kavaliersdelikte 

mehr. Geldbussen erreichen 
nicht nur im Ausland Beträge, 
die vor wenigen Jahren noch 
unvorstellbar waren und bei 
den betroffenen Unternehmen 
zu enormen finanziellen Ver-
lusten führen, von gravieren-
den Reputationsschäden ganz 
abgesehen.

Nur eine strikte Gesetzesbe-
folgung kann den Unterneh-
men helfen, solchen Schäden 
vorzubeugen. Eine solche Re-
geltreue stellt sich aber nicht 
von selbst ein. Vorbeugen 
heisst in diesem Zusammen-
hang die Devise, denn Präven-
tivmassnahmen sind günstiger 
als ein Krisenmanagement. 

Die Installation eines Compli-
ance Programms soll helfen, 
ein Sicherungssystem in den 
Unternehmen zu installieren, 
welches vor Gesetzesverstö-
ssen und ihren Folgen schützt.

Voraussetzungen für ein 
Compliance Programm
Für den Erfolg eines Compli-
ance Programms ist es uner-
lässlich, dass die jeweilige 
Unternehmensführung sich 
klar zur Rechtstreue und zu 
einem konsequenten Vorge-
hen gegen zukünftige Regel-
verstösse bekennt. Wer in 
seinem Unternehmen wie in 
den Urzeiten des Kapitalis-

Eine Modeerscheinung oder Teil eines modernen 
Unternehmensmanagements?
Voraussetzungen und Einführung eines Compliance Programms
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mus auf Absprachen mit den 
Konkurrenten, Überzeu-
gungsgeschenke und Ver-
flechtungen alter Herren 
setzt, begeht einen Fehler. 
Umdenken ist angesagt. Nur 
wer mit gutem Beispiel vor-
angeht, kann seine Mitarbei-
ter vom neuen System und 
dessen Zielen überzeugen.

Organisatorisch sind die zu-
ständigen Stellen für die Ein-
führung und die Betreuung 
des Compliance Programms 
zu bestimmen. Hier kann das 
Unternehmen wählen, ob in-
tern ein Compliance Officer, 
ein ganzes Compliance 

Team oder extern gegebe-
nenfalls ein Jurist oder ein 
Beratungsunternehmen den 
Aufbau und die weitere Füh-
rung eines solchen Compli-
ance Programms übernimmt. 
Die Entscheidung, ob die Auf-
gabe intern oder extern ver-
geben wird,  hängt in der 
Regel von der Komplexität 
des Geschäftsgegenstandes  
und der Grösse des Unter-
nehms ab.

Das Fundament ei-
nes erfolgreichen 
Compliance Pro-
gramms bildet die 
Analyse der rele-
vanten bzw. be-
standgefährden-
den Risiken eines 
U nte r n e h m e n s . 

Diese orientieren sich am Ge-
schäftsgegenstand. Zum Bei-
spiel müssen Firmen mit 
Schwerpunkt im Export die 
zahlreichen Regeln zu den 
Transportbestimmungen be-
achten. Unternehmen in der 

Bauwirtschaft müssen die Re-
geln für die ausländischen 
Mitarbeiter und deren Min-
destlöhne kennen und einhal-
ten. Unternehmen im Finanz-
bereich wiederum müssen 
das Geldwäschereigesetz 
kennen und umsetzen können. 
Letztendlich müssen alle Un-
ternehmen unabhängig vom 
Geschäftsgegenstand das 
Kartell- und das Steuerrecht 
beachten.  

Einführung eines Com-
pliance Programms
Die Einführung eines Compli-
ance Systems besteht we-
sentlich aus drei Phasen. Als 
Erstes muss ein Regelwerk 
geschaffen werden, das die 
Grundlage des zukünftigen 
Compliance Programms bil-
det. Als zweiter Schritt muss 
mit diesem Regelwerk im Un-
ternehmen durch Schulungen 
die Sensibilität und das Be-
wusstsein für die unbedingt 
einzuhaltende Regelungs-
treue bei den Mitarbeitern 
geweckt werden. In der drit-
ten Phase, welche unbefristet 
anhält, müssen effektive Or-
ganisations- und Kontroll-
massnahmen durchgeführt 
werden, die dafür sorgen, 
dass das festgesetzte Regel-
werk ordnungsgemäss umge-
setzt und eingehalten wird.

Sind die relevanten Risiken 
eines Unternehmens aufge-
deckt, können diese zusam-
men mit den allgemeinen 
Ethik- und Verhaltensregeln in 
einem Compliance Hand-
buch zusammengefasst wer-
den. Ein solches Compliance 
Handbuch ist üblicherweise 
wie folgt aufgebaut: Zu Be-
ginn erfolgt eine  allgemeine 
Beschreibung von Unterneh-
menszielen, gefolgt von 
Grundaussagen zu ethisch 
korrekten Geschäftsgebaren 
und im Anschluss werden lai-
enverständlich die wichtigs-
ten  relevanten gesetzlichen 
Regelungen beschrieben. 
Ferner sollten Notfall- und Re-
aktionspläne erarbeitet wer-
den, die in den Fällen von 
Hausdurchsuchungen oder 

Beschlagnahme durch öffent-
liche Behörden zu beachten 
sind, damit diesen Situationen 
professionell begegnet wer-
den kann. Zum Schluss eines 
jeden Compliance Handbuchs 
ist es notwendig, ein Verfah-
ren zu definieren, welches 
befolgt wird, wenn gegen die 
Regeln im Compliance Hand-
buch bewusst oder unbe-
wusst verstossen wird. Das 
festgelegte Verfahren sollte 
Fragen klären, wie: Wird als 
erstes abgemahnt? Wann und 
wie werden Disziplinar- bzw. 
Strafmassnahmen über den 
jeweiligen Mitarbeiter erlas-
sen? Wer ist für Abmahnun-
gen oder die Durchsetzung 
rechtlicher Konsequenzen zu-
ständig?

Gerade mit Hinblick auf die 
Folgen für jeden einzelnen 
Mitarbeiter bei einem Verstoss 
gegen das Regelwerk ist bei 
der Erstellung eines Compli-
ance Handbuchs darauf zu 
achten, dass die Verhaltens-
regeln inhaltlich nicht zu 
streng und technisch nicht zu 
fordernd sind. Es kommt hier 
auf die richtige Dosierung im 
Hinblick auf die Risikolage 
und die Ressourcen des Un-
ternehmens an. Ein solches 
Compliance Handbuch ist das 
Fundament für die zukünftige 
funktionierende Regeltreue, 
allerdings kann eine Überre-
gulierung Unsicherheit bei 
den Mitarbeitern verbreiten 
(Was darf ich noch? Was darf 
ich nicht mehr?) und sogar die 
bisher reibungslos funktionie-
renden Geschäftsabläufe  blo-
ckieren oder lahmlegen. Des-
wegen muss ein Compliance 
Handbuch klar und verständ-
lich formuliert sowie über-
sichtlich ausgestaltet sein.

Im zweiten Schritt wird nun 
von einem Compliance Officer 
oder  einem Compliance Team 
ein Schulungsprogramm für 
sämtliche Mitarbeiter erarbei-
tet, in dem das Compliance 
Handbuch den Mitarbeitern 
vorgestellt und die darin ent-
haltenen Regeln und die ein-
zuhaltenden Präventivmass-
nahmen (z.B. Überprüfung 

Das Fundament eines 
erfolgreichen Compliance 
Programms bildet die Ana-
lyse der relevanten bzw. 
bestandgefährdenden Risi-
ken eines Unternehmens.
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von Lieferanten) erläutert wer-
den. Nicht nur bei der Verfas-
sung des Compliance Hand-
buches, sondern auch im 
Rahmen der Schulungen soll-
te stets darauf geachtet wer-
den, dass den Mitarbeitern 
die in Zukunft unbedingt zu 
beachtenden Regeln ver-
ständlich und praxisnah bei-
gebracht werden, denn nur 
durch eine «gelebte Compli-
ance» kann der gewünschte 
Erfolg des rechtskonformen 
Unternehmens herbeigeführt 
werden.

Bereits vor und neben den 
Schulungen sollten Kontroll-
massnahmen implementiert 
werden, um zeitnah nach der 
Bekanntmachung des Com-
pliance Handbuchs überprü-
fen zu können, ob die aufge-
stellten Regeln umgesetzt 
werden.  Zusätzlich muss der 
jeweilige Compliance Officer 
oder das jeweilige Compli-
ance Team eine unabhängige 
Stelle im Unternehmen schaf-
fen, an die sich die Mitarbeiter 
vertraulich wenden können, 
um allenfalls Verstösse zu 
melden. Eine solche Stelle 
beschleunigt die Aufdeckung 
von Regelverstössen. Vorstell-
bar wäre zum Beispiel die 
Einführung einer Compliance 
Hotline. Kommt es dann zu 
einer solchen Meldung, müs-
sen die  vorher definierten 
Disziplinar- und Strafmass-
nahmen in jedem Fall strikt 
umgesetzt werden.

Des Weiteren sollten von Be-
ginn an Personen im Unter-
nehmen definiert werden, die 
im Falle eines Falles einen Kri-
senstab bilden, der den Re-
gelverstoss sofort nach Ent-
deckung analysier t und 
unverzüglich Massnahmen 
auch nach aussen hin vorneh-
men kann. Denn bekannter-
weise wird bei einer möglichen 
Selbstanzeige des gesetzes-
widrig handelnden Unterneh-
mens bei den zuständigen 
Behörden nur der Erste als 
Kronzeuge angesehen. Ein 
mögliches Kronzeugenpro-
gramm kann sich dann straf-
mildernd, wenn nicht sogar 

straffrei, auf das Unterneh-
men auswirken. Auch ausser-
halb eines Kronzeugenpro-
gramms kann es allein durch 
die Einführung eines Compli-
ance Programms zur Strafmil-
derung kommen. So ist es 
zum Beispiel bei der Wettbe-
werbskommission in Bern 
anerkannt, dass bei einem 
festgestellten Kartellrechts-
verstoss im Rahmen der Geld-
busse berücksichtigt wird, ob 
das Unternehmen versucht 
hat, mit einem Compliance 
Programm Kartellrechtsver-
stösse zu verhindern oder 
nicht.

Das Compliance Programm 
muss ferner fortlaufend auf 
eine kontinuierliche Weiter-
entwicklung hin überwacht 
werden, insbesondere mit 
Hinblick auf neue und geän-
derte Geschäftsprozesse. Zu-
sätzlich sollten in geregelten 
Abständen immer wieder 
Übungen für die Mitarbeiter 
abgehalten werden. Zum Bei-
spiel könnte unerwartet eine 
simulierte Hausdurchsuchung 
durchgeführt werden. Nur mit 
ständigem Training kann im-
mer wieder aufs Neue die 
Sensibilität für ein regelkon-
formes Verhalten geweckt 
werden.

Die Vorteile eines 
Compliance Programms 
überwiegen die Aufwen-
dungen

Die Ziele eines Compliance 
Programms sind offensicht-
lich: Es geht um den Schutz 
der Reputation des Unterneh-
mens, um ein wirksames 
Frühwarnsystem und effekti-
ves Risikomanagement, um 
die Abwendung von Schäden 
von Unternehmen, Anteilseig-
nern, Organen und Mitarbei-
tern, um Qualitätssicherung 
und Innovation, um die Ge-
währleistung des fairen Wett-
bewerbs und um die Beratung 
und Information der Mitarbei-
ter, die im In- und Ausland die 
jeweiligen Normen kennen 
und respektieren müssen.

Die Einführung eines Com-
pliance Programms ist mit 
grossen Mühen und vor allem 
mit einem Umdenken im gan-
zen Unternehmen verbunden, 
dennoch überwiegt die Not-
wendigkeit nicht nur in finan-
zieller, sondern auch in reprä-
sentativer Hinsicht 
für das Unterneh-
men.  Compliance ist 
heutzutage keine 
Modeerscheinung 
mehr, sondern die 
Zukunft für ein gut 
funktionierendes Un-
ternehmen, welches 
sich sowohl bei sei-
nen Kunden und Ge-
schäftspartnern als 
auch bei seinen Mit-
arbeitern behaupten und 
durchsetzen will.

Dr. iur. Franziska Pertek
Rechtsanwältin
St.Gallen

Das Compliance Programm 
muss fortlaufend 
auf eine kontinuierliche 
Weiterentwicklung hin 
überwacht werden, insbe-
sondere mit Hinblick auf 
neue und geänderte 
Geschäftsprozesse.
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Flexible Arbeitszeit
Bewältigungsstrategie für aussergewöhnliche Situationen

Die amerikanische und die 
schweizerische Wirtschaft re-
agieren sehr unterschiedlich 
auf Krisen. Während in den 
USA sofort die am wenigsten 
produktiven Arbeitnehmer 
entlassen und damit Kosten 
gesenkt und Abläufe optimiert 
werden, versuchen Schweizer 
Arbeitgeber, nicht zuletzt aus 
sozialen Gründen, ihre Beleg-
schaft zu halten. Sie greifen 
vorübergehend auf Kürzun-
gen der Wochenarbeitszeit, 
auf Änderungskündigungen 
oder auf Kurzarbeit zurück, 
um ihre teuer ausgebildeten 
Fachkräfte nicht zu verlieren. 
Dadurch erleiden die Arbeit-
nehmer oft eine Lohneinbusse. 
Gleichzeitig steigen in der Re-

gel die Lohnstückkosten (die 
Löhne und Lohnzusatzkosten 
in Relation zur Produktions-
leistung), was in einer Krise 
zusätzlich zum Problem wer-
den kann. Nehmen dann die 
Umsatzzahlen wieder zu und 
übersteigen gar das übliche 
Mass oder müssen unge-
wöhnlich grosse oder eilige 
Aufträge ausgeführt werden, 
liegt plötzlich wieder ein Ar-
beitskräftemangel vor. Dieser 
wird mit Überstunden der An-
gestellten und/oder temporä-
ren Mitarbeitern überbrückt.

Flexible Arbeitszeit

Als flexible Arbeitszeit werden 
Arbeitszeitlösungen bezeich-

net, die hinsichtlich Lage täg-
lich, wöchentlich, monatlich 
oder anders von der soge-
nannten Normalarbeitszeit 
abweichen. Es gibt zahlreiche 
Modelle, die gut bekannt sind, 
wie Temporär-, Teilzeit- oder 
Telearbeit (Arbeitstätigkeit  
ausserhalb des Unterneh-
mens unter Nutzung der Kom-
munikationsmittel), Arbeit auf 
Abruf, Schichtarbeit, Job-
Sharing (mit Untervarianten), 
Nachtarbeit, gleitende Ar-
beitszeit, Kurzarbeit und Sab-
batical (Langzeiturlaub/Aus-
zeit mit Arbeitsplatzgarantie). 
Weniger bekannt sind das 
Stafettenmodell (kombiniert 
den gleitenden Ausstieg eines 
Mitarbeiters aus dem Er-

Es ist wenig wirtschaftlich, Arbeitnehmer bei schwacher Auftragslage mit wenig wertschöp-
fenden Arbeiten zu beschäftigen und bei hoher Auslastung nicht nur die Überstunden, sondern 
auch noch den Zuschlag auf diese Stunden zu bezahlen. Dieser Beitrag soll dazu anregen, 
die immer teurer werdende Ressource Arbeit im Unternehmen besser zu nutzen und aufzei-
gen, wo Handlungsspielraum im Sinne einer effizienten und kostendeckenden Unternehmens-
führung in Zusammenarbeit mit den Arbeitskräften besteht und wo die Grenzen liegen.
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werbsleben mit einem glei-
tenden Einstieg von Ausgelern-
ten), das Baukastensystem 
(Entkoppelung von Arbeits- 

und Betriebszeit), die aufga-
benorientierte variable Ar-
beitszeit (der Arbeitseinsatz 
wird durch die Erledigung der 
Aufgabe gesteuert, ohne fixe 
Wochenarbeitszeiten), das 
Bandbreitenmodell (die indi-
viduelle Arbeitszeit kann in-
nerhalb einer Bandbreite frei 
gewählt werden, der Ver-
dienst ist entsprechend höher 
oder tiefer), die flexible Vier-
Tage-Woche (80-%-Pensum 
als Normalarbeitszeit, es wird 
abhängig von der betriebli-
chen Auslastung zwischen 0 
und 6 Tagen gearbeitet) und 
der Jahresarbeitszeit (der 
Zeitraum für die Abrechnung 
der Arbeitszeit wird auf ein 

Jahr festgelegt). Aus 
den vielen verschie-
denen Arbeitszeit-
modellen gilt es die 
jeweils passende 
Kombination zu fin-

den, wobei es stets darum 
geht, die Arbeit zeitgemäss 
und individuell zu organisie-
ren. Die Unternehmen sollten 
dadurch besser auf den Markt 
reagieren und durch den op-
timalen Einsatz der Angestell-
ten die Kosten senken         
können. Dem Flexibilisie-
rungsinteresse des Arbeitge-
bers steht das Interesse des 
Arbeitnehmers nach Verste-
tigung und Kalkulierbarkeit 
des Einkommens, nach Plan-
barkeit der Freizeit und nach 
selbstbestimmter Flexibilität 
gemäss seinen persönlichen 
Wünschen gegenüber. Wenn 
es gelingt, die Arbeitszeit an 

die Bedürfnisse der Arbeit-
nehmer anzupassen (im Sinne 
einer Lebenszeitgestaltung/
Balance von Arbeit und Pri-
vatleben), kann sich die Um-
stellung auch für die Mitarbei-
ter sehr positiv auswirken und 
es gelingt ausserdem, neue 
Personalmärkte zu erschlies-
sen.

Krise als Chance

Ziel ist es, Krisen nicht nur zu 
überstehen, sondern sie zu 
nutzen. Jahresarbeitszeit- 
und Zeitkontenmodelle (die 
Zeitkonten zeigen die Diffe-
renz zwischen der vertragli-
chen Arbeitszeit und der ge-
leisteten Arbeitszeit an und 
werden innert einer vereinbar-
ten Zeitspanne ausgeglichen) 
haben sich während einer Re-
zession als Krisenpuffer be-
währt und können die Folgen 
zum Teil massiv dämpfen. Sie 
sind aber auch dann ein ef-
fektives Instrument, wenn der 
Einsatz und die Arbeitszeit 
von Angestellten dem Arbeits-
volumen flexibler angepasst 
werden soll. Bei Zeitkonten 
wird je nach betrieblichen Er-
fordernissen länger oder kür-
zer gearbeitet und damit ein 
Arbeitszeitguthaben oder 
Zeitschulden auf dem Arbeits-
zeitkonto gebildet. Bei kurz-
fristigen Zeitguthaben sam-
melt der Arbeitnehmer in der 
Hochsaison sein Zeitgutha-
ben an und baut dieses inner-
halb eines Jahres wieder ab 
(z.B. im Baugewerbe). Es wer-
den also nicht die pro Woche, 
sondern die in einem Jahr ins-
gesamt zu leistenden Arbeits-
stunden festgelegt (bei einer 
37-Stunden-Woche beträgt 
die Jahresarbeitszeitsumme 
beispielsweise rund 1924 
Stunden [52 Wochen x 37 
Stunden], zieht man die Feri-
entage sowie die gesetzlichen 
Feiertage ab, erhält man eine 
Nettojahresarbeitszeit von 
etwa 1620 Stunden). Bei lang-
fristigen Zeitguthaben sam-
melt der Arbeitnehmer sein 
Zeitguthaben ebenfalls auf 
einem Zeitkonto. Abrufen 
kann er diese Stunden jedoch 
zu einem beliebigen Zeitpunkt. 

Dies führt zu grösserer Flexi-
bilität nicht nur auf Seiten des 
Unternehmens, sondern auch 
bei der Lebenszeitgestaltung 
des Arbeitnehmers. Beim Le-
bensarbeitszeitmodell, das 
als extremster Fall des Zeit-
kontenmodells gilt, ist es be-
sonders wichtig, dass es gut 
und vorausschauend geplant 
und vertraglich klar geregelt 
wird.

Zur Kontrolle müssen Ober-
grenzen für Arbeitszeitgutha-
ben und Untergrenzen für 
Zeitschulden festgelegt wer-
den, deren Höhe sich wieder-
um nach den betrieblichen 
Gegebenheiten richtet. Opti-
onal können auch Zulagen 
und Gratifikationen, Gewinn-
beteiligungen oder Sonder-
zahlungen in Zeit umgerechnet 
und dem Konto gutgeschrie-
ben werden. Dadurch entste-
hen vielfältige Möglichkeiten, 
das Zeitguthaben zu erhöhen. 
In der Praxis bewähren sich 
erfolgsorientierte Ansätze, um 
reine Zeitanwesenheit ohne 
Mehrleistung zu verhindern. 
Besonders flexibel ist das Mo-
dell mit einer grossen Zahl 
von Teilzeitangestellten. Bei 
Vollzeitangestellten besteht 
von Gesetzes wegen ein viel 
kleinerer Handlungsspiel-
raum, denn je näher die ver-
tragliche Arbeitszeit der Gren-
ze der gesetzlich zulässigen 
Höchstarbeitszeit kommt, 
desto mehr sind den Flexibi-
lisierungsmöglichkeiten Gren-
zen gesetzt (vgl. dazu die 
rechtlichen Ausführungen 
weiter unten).

Die Arbeitszeitkontenrege-
lung ist für das Unternehmen 
vorteilhaft, weil Produktions-
schwankungen durch flexib-
len Personaleinsatz sozialver-
träglich ausgeglichen werden 
können. Bei Rückstellungen 
werden ausserdem die Ge-
winne vermindert, was einen 
Steuerspareffekt zur Folge 
hat. In Zeiten hoher Nachfra-
ge können Unternehmen auf 
die Mehrarbeit ihrer Mitarbei-
ter zurückgreifen, ohne diese 
unmittelbar in Geld oder Frei-
zeit ausgleichen oder teure 

Ziel ist es, Krisen nicht nur 
zu überstehen, sondern 
sie zu nutzen.
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Zuschläge und Prämien zah-
len zu müssen, was den Auf-
wand reduziert. Vorausset-
zung auf Unternehmerseite ist 
allerdings eine Verwaltung, 
die in der Lage ist, die Lang-
zeitkonten zu verwalten und 
das Vorhandensein auch mit-
tel- und langfristig notwendi-
ger finanzieller Ressourcen. 
Bei der Einführung flexibler 
Arbeitszeitmodelle müssen 
nebst technischen, arbeits-
rechtlichen und organisatori-
schen Aspekten auch eine 
ausgezeichnete Vertrauens- 
und Teamkultur im Unterneh-
men vorhanden sein und es 
wird ein Höchstmass an Ei-
genverantwortung sämtlicher 
Mitarbeiter vorausgesetzt.

Der Angestellte kann die Ar-
beitszeit innerhalb eines be-
stimmten Rahmens variieren 
und längerfristig über einen 
vorgegebenen Ausgleichs-
zeitraum (Monat, Jahr, Leben) 
ausgleichen. Durch dieses 
Modell ( je nach Variante;  Aus-
gleich kurz- oder langfristig) 
wird es dem Arbeitnehmer er-
möglicht, berufliche und priva-
te Anforderungen besser zu 
vereinbaren, kumulierende Be-
lastungen weitgehend zu ver-
meiden und Zeiträume für le-
benslanges Lernen, Erholung, 
Freizeit, den Vorruhestand, die 
Kindererziehung, soziales En-
gagement oder Ähnliches zu 
schaffen, ohne auf den Lohn 
verzichten zu müssen. Die 
Steuern fallen erst bei der 
Auszahlung an. Die Zeitgutha-
ben können in Geldguthaben 
umgerechnet und beispiels-
weise in speziellen Stiftungen 
deponiert werden und dies 
kann mit einer Freizügigkeits-
regelung bei einem Stellen-
wechsel kombiniert werden. 
Bis dahin wird das volle Gut-
haben (ohne Abzug von Steu-
ern oder Sozialabgaben) ver-
zinst. Das Zeitwertguthaben 
ist vererbbar. Im Scheidungs-
fall werden Zeitkonten nicht 
zum Versorgungsausgleich 
herangezogen. Der Mitarbei-
ter entscheidet selbst, wie viel 
er auf das Zeitkonto ansparen 
möchte. Resturlaub und Über-
stunden verfallen nicht.

Gesetzliche Rahmen-
bedingungen

Das Arbeitsgesetz regelt die 
Arbeits- und Ruhezeiten (nicht 
anwendbar auf Arbeitnehmer, 
die eine höhere leitende Tä-
tigkeit ausüben; Art. 3 lit. d 
ArG). Während der Nacht (von 
23.00 bis 06.00 Uhr) gilt ein 
grundsätzliches Beschäfti-
gungsverbot (Art. 16 i.V.m. Art. 
10 ArG). Ausnahmen können 
zwar bewilligt werden, vor-
übergehende Nachtarbeit 
muss jedoch mit einem Lohn-
zuschlag in der Höhe von 25% 
(und dauernde mit einem sol-
chen von 10%) entschädigt 
werden (Art. 17 i.V.m. Art. 17b 
ArG). Die wöchentliche Höchst-
arbeitszeit beträgt 45 Stunden 
(für Arbeitnehmer in industriel-
len Betrieben, Büropersonal, 
technische und andere Ange-
stellte, mit Einschluss des Ver-
kaufspersonals in Grossbe-
trieben des Detailhandels) 
bzw. 50 Stunden (für alle üb-
rigen Arbeitnehmer; Art. 9 lit. 
a und b ArG). Sie darf nur aus-
nahmsweise, z.B. wegen drin-
gender Arbeiten oder ausseror-
dentlich grossen Arbeitsanfalls, 
überschritten werden (Art. 12 lit. 
a ArG).

Überzeit liegt vor, wenn die 
gesetzliche Höchstarbeitszeit 
von 45 bzw. 50 Stunden pro 
Woche überschritten wird. Sie 
darf, ausser an arbeitsfreien 
Werktagen oder in Notfällen, 
zwei Stunden am Tag nicht 
überschreiten und im Kalen-
derjahr insgesamt nicht mehr 
betragen als 170 Stunden (bei 
Arbeitnehmern mit einer wö-
chentlichen Höchstarbeitszeit 
von 45 Stunden) bzw. 140 
Stunden (bei Arbeitnehmern 
mit einer wöchentlichen 
Höchstarbeitszeit von 50 
Stunden; Art. 12 Abs. 2 ArG). 
Die Überzeit ist mit einem 
Lohnzuschlag von wenigstens 
25 % zu entschädigen oder 
mit Freizeit von gleicher Dau-
er auszugleichen (Art. 13 ArG). 
Der Ausgleich hat innert 14 
Wochen zu geschehen, falls 
Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber nicht eine längere Frist 
vereinbaren, die aber zwölf 

Monate nicht überschreiten 
darf (Art. 25 Abs. 2 ArGV1).

Überstunden sind Arbeitsstun-
den, die über das vereinbarte 
Pensum hinausgehen (vgl. Art. 
321c OR), jedoch die gesetzli-
che Höchstarbeitszeit von 45 
bzw. 50 Stunden pro Woche 
(vgl. Art. 9 ArbG) 
nicht überschreiten. 
Sie ergeben sich aus 
betrieblicher Not-
wendigkeit, d.h. nach 
den Bedürfnissen 
des Arbeitgebers 
(davon zu unter-
scheiden ist ein 
Gle itzeitüberhang, 
der aus der autono-
men Arbeitszeitgestaltung des 
Arbeitnehmers entsteht und 
den dieser auch selbstverant-
wortlich abzubauen hat). Wird 
nichts vereinbart, sind diese 
Stunden mit einem Lohnzu-
schlag von mindestens 25% zu 
entschädigen (Art. 321c Abs. 3 
OR). Sie dürfen aber auch in-
nert angemessener Frist (innert 
14 Wochen) durch Freizeit von 
mindestens gleicher Dauer 
ausgeglichen werden (Art. 321c 
Abs. 2 OR). Die Frist kann 
durch schriftliche Vereinbarung 
auf 12 Monate ausgedehnt 
werden.

Schlussfolgerung

Die Arbeitszeit wird vom Ge-
setz in verschiedener Hinsicht 
beschränkt, was eine Flexibili-
sierung nur begrenzt zulässt. 
Die Einschränkungen werden 
vor allem bei Vollzeitanstel-
lungsverhältnissen spürbar. 

Bei der Einführung flexibler 
Arbeitszeitmodelle muss 
auch eine ausgezeichnete 
Vertrauens- und Teamkultur 
im Unternehmen vorhanden 
sein.

lic. iur. Caroline Nordin
Rechtsanwältin
St.Gallen



3-2011 mandat

10

Bei Teilzeitangestellten ist der 
Gestaltungsspielraum sehr 
viel grösser. Hier wirken sich 
vor allem die Vorschriften 
über die Begrenzung der 
Überzeit kaum aus, da keine 
Überzeit anfällt, wenn über 
das vereinbarte Mass, son-
dern erst wenn über 45 bzw. 
50 Stunden pro Woche gear-
beitet wird. Verdoppelt also 
beispielsweise ein Angestell-
ter, der zu einem Pensum von 
50% angestellt ist, seinen 
Arbeitseinsatz, fällt keine 
Überzeit an. Im Arbeitsver-
trag von Teilzeitanagestellten 
kann ausserdem vereinbart 
werden, dass nur Stunden als 
Überstunden angerechnet 
werden, die über das Vollzeit-
pensum hinausgehen. Im 
aufgeführten Beispiel würden 
in diesem Fall also auch keine 
Überstunden anfallen (was 
bei Arbeitszeitkontenrege-

lung ohnehin hinfällig ist).

Weil Überstunden und Über-
zeit nur mit schriftlichem Ein-
verständnis des Arbeitneh-
mers durch Freizeit abgegolten 
werden dürfen, ist im Arbeits-
vertrag die Bestimmung auf-
zunehmen, dass geleistete 
Überstunden und Überzeit 
durch Freizeit von gleicher 
Dauer kompensiert werden. 
Die Frist für die Kompensation 
von Überstunden und Über-
zeit muss dabei auf 12 Mona-
te ausgedehnt werden. Weiter 
sollte vereinbart werden, dass 
auf Überstunden kein Zu-
schlag bezahlt wird (für eine 
allfällige Umrechnung in ein 
Geldguthaben). Abzuklären 
bleibt im Einzelfall, ob ein all-
fälliger GAV (evtl. auch ein 
Normalarbeitsvertrag) gegen 
eine solche Vereinbarung 
spricht (das Bundesgericht 

hat entschieden, dass eine 
Überschreitung einer in einem 
GAV enthaltenen Maximalar-
beitszeit immer Anspruch auf 
einen Lohnzuschlag gebe; 
BGE 110 II 265 und BGE 116 
II 71 E.b, Pra 79 605). Flexib-
le Arbeitszeitmodelle erfor-
dern zudem ein Reglement 
(Gleitzeitreglement), das zum 
Bestandteil des Arbeitsvertra-
ges erklärt wird und das die 
Detailbestimmungen enthält. 
Es sind unter anderem die 
zeitlichen Rahmenbedingun-
gen sowie die Frage der Mehr- 
und Überstundenkompensa-
tion oder eine entsprechende 
Entschädigung (unter ande-
rem bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses) zu regeln.

Ich stütze mich bei meinen Ausführungen 
teilweise auf das Buch von Roland Winiger, 
Praxishandbuch flexible Arbeitszeitmodelle, 
Zürich 2011, das auch zahlreiche Mustervor-
lagen enthält.

RECHT & UNTERNEHMUNG
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Erbschaftssteuer-Initiative 
sorgt für rote Köpfe

Systemwechsel bei der
Besteuerung von Erbschaf-
ten und Schenkungen

Seit rund zwei Monaten wer-
den Unterschriften für die Eid-
genössische Volksinitiative 
«Mill ionen-Erbschaften be-
steuern für unsere AHV (Erb-
schaftssteuerreform)» gesam-
melt. Die Initiative verlangt 
eine Änderung  in der Bundes-
verfassung. Der Bund soll neu 
zur Erhebung einer Erbschafts- 
und Schenkungssteuer be-
rechtigt und gleichzeitig sollen 
die bisherigen kantonalen Er-
lasse über die Erbschafts- und 

Schenkungssteuer aufgeho-
ben werden. Ohne Zweifel 
wird es den Initianten gelin-
gen, die notwendigen Unter-
schriften bis zum 16. Februar 
2013 zu sammeln. Wird in der 
Folge die Initiative vom Stimm-
volk angenommen, ist mit ei-
nem Inkrafttreten der neuen 
Regelung der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer voraus-
sichtlich frühestens ab 1. Ja-
nuar 2016 zu rechnen. Die 
Initiative ist als Verfassungs-
initiative ausgestaltet, welche 
bei einem allfälligen Inkrafttre-
ten unmittelbare und nicht 
gerichtlich überprüfbare Wir-

kung auf die Besteuerung 
sämtlicher Erbschaften und 
Schenkungen haben wird.
 
Die Verfassungsinitiative sieht 
vor, dass auf dem Nachlass 
von Personen, die ihren letz-
ten Wohnsitz in der Schweiz 
hatten oder deren Erbgang in 
der Schweiz eröffnet worden 
ist, eine vom Verwandt-
schaftsgrad zwischen Erblas-
ser und Erben unabhängige 
Erbschaftssteuer von 20 % 
erhoben wird. Nicht besteuert 
wird gemäss Initiativtext ein 
einmaliger Freibetrag von CHF 
2 Mio. auf der Summe des 

Auf vielen Grundbuchämtern liegen die Nerven derzeit blank. Manche Personen mit Grund-
besitz verfallen seit Kurzem in teilweise übermässigen Aktivismus. Bei Rechtsanwälten, 
Steuerberatern und Grundbuchämtern laufen derzeit die Telefondrähte heiss. Schuld da-
ran ist die kürzlich lancierte Erbschaftssteuer-Initiative, insbesondere die darin geschickt 
eingepackte «Rückwirkungsklausel». Sie führt dazu, dass viele Vermögende in einer Art 
Torschlusspanik vor Ende Jahr Vermögenswerte auf die Kinder oder Enkel übertragen 
wollen. Da es sich oft auch um Immobilien handelt, sind Grundbuchämter besonders stark 
betroffen.
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Nachlasses und aller vorange-
gangener steuerpf l ichtigen 
Schenkungen. Steuerbefreit 
sind ausserdem diejenigen Teile 
des Nachlasses, die dem Ehe-
gatten oder dem Partner in ein-
getragener Partnerschaft sowie 

gemeinnützigen Stiftungen zu-
gewendet werden, ferner Ge-
schenke von höchstens CHF 
20‘000 pro Jahr und Empfänger. 
Im Weiteren sind besondere 
Steuerermässigungen vorgese-
hen, falls zum Nachlass oder zur 
Schenkung Unternehmen oder 
Landwirtschaftsbetriebe gehö-
ren, die während mindestens 
zehn Jahren durch die Erben 
oder die Beschenkten weiterge-
führt werden.
 
Neu sollen nicht mehr die Erben 
bzw. die Beschenkten auf den 
ihnen zugeflossenen Vermö-
genswerten besteuert werden, 
sondern vielmehr wird die Erb-
schaftssteuer zu einer Besteue-
rung des Gesamtnachlasses 
werden und Schenkungen beim 
Schenker erfasst. Zuwendungen 
zu Lebzeiten oder von Todes 
wegen sollen somit neu an der 
Quelle der Vermögenstransakti-
on steuerlich mit 20 % unabhän-
gig von der Person des Empfän-
gers abgerechnet werden.
 

Initiative schiesst am Ziel 
vorbei
Soweit es dabei um das Bestre-
ben der Initianten geht, bundes-
weit eine einheitliche Besteue-
rung von Erbschaften und 
Schenkungen herbeizuführen, 
wäre dieses Ansinnen nicht neu 
und eine denkbare Alternative 
zum heutigen Besteuerungs-
wildwuchs in den Kantonen. Al-

lerdings haben gerade in den 
letzten Jahren viele Kantone 
die Erbschaften und Schen-
kungen von Eltern an Nach-
kommen als Folge der Förde-
rung der Standortattraktivität 
von der Besteuerung befreit. 
Verständnis kann durchaus 
auch aufgebracht werden, 
wenn die Initiative die steuer-
liche Erfassung der über Ge-
nerationen weitergereichten 
nicht durch Wertschöpfung 
generierten Vermögenswerte 
in x-facher Millionen- oder gar 
Milliardenhöhe ermöglichen 
will. Dieses Ansinnen wird 
ohne Zweifel viele Befürwor-
ter finden, zumal zur Haupt-
sache die nachhaltige Stär-
kung der Alters- und 
Hinterlassenenversicherung 
(AHV) dadurch in Aussicht 
gestellt wird.
 
Dabei verkennen die Initianten 
ein offenkundig ganz grosses 
Hindernis, welches dem Ziel 
der Initiative entgegensteht. 
Es wird für alle Personen, de-
ren Reichtum zur Hauptsa-
che aus beweglichem Vermö-
gen (Bankguthaben, Aktien, 
Obligationen und derglei-
chen) besteht, ein Leichtes 
sein, sich der Besteuerung 
durch rechtzeitige persönli-
che Dispositionen (z.B. Weg-
zug aus der Schweiz) voll-
ständig zu entziehen. Es ist 
absehbar, dass – vor allem 
und dies einmal mehr – die 
mittelständischen Haushalte 
sowie Inhaber von KMU, wel-
che durch intensives persön-
liches Engagement und Weit-
sicht Vermögen auf- und 
ausbauen konnten, abge-
straft werden. Ebenfalls ins 
Steuermesser laufen werden 
Personen, in deren die Frei-
grenze übersteigendem Ver-
mögen sich Grundeigentum 
befindet.
 
Inwieweit die Verfassungsin-
itiative eine Chance hat, ist 
kaum vorhersehbar. Unbe-
strittenermassen trif f t die 
gesetzliche Verschärfung der 
Erbschafts- und Schen-
kungsbesteuerung auch nur 
eine – gemessen an der Ge-
samtbevölkerung – Minder-

heit, denn statistisch haben 
über 85 % der Gesamtbevöl-
kerung in der Schweiz weni-
ger als CHF 2.0 Mio. Vermö-
gen.
 

Kluger Schachzug oder 
Stein des Anstosses
Der Verfassungstext enthält 
eine brisante Regelung in den 
Übergangsbestimmungen:  
«…Schenkungen werden rück-
wirkend ab 1. Januar 2012 
dem Nachlass zugerechnet.»
 
Dieses «Buebetrickli» führt 
dazu, dass alle ab 2012 bis 
zum Todeszeitpunkt durch 
den Erblasser ausgerichteten 
Schenkungen zusammen mit 
dem Nachlass einer Erb-
schaftssteuer von 20 % un-
terliegen, falls insgesamt der 
Freibetrag von CHF 2 Mio. 
überschritten wird. Schwierig 
vorherzusagen, ob es sich 
dabei um einen klugen 
Schachzug der Initianten han-
deln oder aber dieses Ansin-
nen sich zum grossen Stol-
perstein entwickeln wird. 
Tatsache ist aber, dass gerade 
diese in ihrer Wirkung so un-
gewisse Übergangsbestim-
mung zur Zeit grossen Wirbel 
verursacht und für rote Köpfe 
sorgt.
 
Rechtsstaatlich ist diese rück-
wirkende Einführung einer 
Schenkungssteuer beson-
ders fragwürdig. Da der Initi-
ativtext bei Annahme durch 
das Stimmvolk als direkt an-
wendbares Recht in der Bun-
desverfassung verankert wird, 
ist die Rechtmässigkeit der 
faktischen Rückwirkung per 
1. Januar 2012 nicht überprüf-
bar und müsste somit wohl 
oder übel hingenommen wer-
den.
 

Vermögensaufbau 
wird künftig sechsmal 
besteuert
Dies soll anhand des folgen-
den simplen Beispiels ver-
deutlicht werden: Hans Meier 
hat vor dreissig Jahren von 
seinen Eltern die Elektro Mei-
er AG im Zuge von deren 
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vorgesehene Wirkung entfal-
ten werden, kann nur im Ein-
zelfall aufgrund einer vertief-
ten Analyse der zur Verfügung 
stehenden Instrumente beur-
teilt werden.
 
Aus steuerplanerischer Sicht 
kann noch vor dem 1. Januar 
2012 Vermögen durch Schen-
kung oder Erbvorbezug an 
Nachkommen übertragen 
werden. Schenkungen und 
Erbvorbezüge, die noch in 
diesem Jahr an direkte Nach-
kommen erfolgen, sind, mit 
Ausnahme der Kantone Ap-
penzell-Innerrhoden, Waadt 
und Neuenburg, steuerfrei. 
Dabei ist aufgrund der sehr 
knappen noch zur Verfügung 
stehenden Zeit vor allem an 
bewegliches Vermögen wie 
Barmittel, Bankguthaben, Ak-
tien, Wertschriftendepots zu 
denken. Auch die im Zuge ei-
ner Nachfolgeplanung über-
tragenen Beteiligungsrechte 
an einer Unternehmung fallen 
darunter. Um einiges schwie-
riger dürften solche Disposi-
tionen in Bezug auf Liegen-
schaften umzusetzen sein.
 
Zu denken ist auch an die Ver-
mögensübertragung unter 
gleichzeitiger Einräumung ei-
nes lebenslänglichen Nutznie-
ssungsrechts. Bei Liegen-
schaf ten ist ferner die 
Einräumung eines Wohn-
rechts denkbar. Die Einräu-
mung einer Nutzniessung ist 
einschneidend und die Folgen 
sind weitreichend. Wer nur 
noch Nutzniesser einer Sache 
ist, kann nicht mehr darüber 
verfügen. Wer zum Beispiel 
Vermögenswerte auf minder-
jährige Kinder überträgt, kann 
diese nicht mehr ohne die Ein-
willigung derselben (bezie-
hungsweise unter Umständen 
der Vormundschaftsbehörde) 
veräussern. Bis heute nicht 
eindeutig geklärt ist die Frage, 
wie der Wegfall der Nutznies-
sung bei Ableben der Berech-
tigten behandelt wird. Es gibt 
Auffassungen, welche den 
Wegfall der Besteuerung un-
terziehen möchten. 
 
Von verschiedenen Beratern 
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Nachfolgeregelung als Erb-
vorbezug übertragen erhalten. 
Als fähiger Unternehmer ge-
lang es ihm im Laufe der Zeit, 
das Elektrogeschäft erfolg-
reich auszubauen und weite-
re Arbeitsplätze zu schaffen. 
Der Gewinn und das Kapital 
der Unternehmung wurden 
und werden jährlich bei der 
Unternehmung, die an Hans 
Meier ausgeschütteten Divi-
denden sowie sein Gehalt bei 
ihm als Einkommen besteuert. 
Die Aktien der Elektro Meier 
AG weisen mittlerweile auf-
grund der erfolgreichen Füh-
rung der Elektro Meier AG 
einen Unternehmenswert von 
CHF 2.5 Mio. auf. Dieser Ver-
mögenswert wiederum unter-
liegt bei Hans Meier der Vermö-
genssteuer. Das Einfamilienhaus, 
welches er mit seiner Familie 
bewohnt und dank seiner er-
folgreichen Geschäftstätigkeit 
erwerben konnte, hat einen 
Verkehrswert von 1.5 Mio., 
wovon die Hälfte fremdfinan-
ziert ist. Hans Meier hat jähr-
lich den Eigenmietwert und 
den Verkehrswert zu versteu-
ern und ergänzend die Lie-
genschaftensteuer zu entrich-
ten. Als wäre dies nicht bereits 
genug der Besteuerung, soll 
der Fiskus dank der Initiative 
zu guter Letzt nochmals CHF 
250‘000 von dem auf seine 
drei Kinder zu Lebzeiten oder 
von Todes wegen zu übertra-
genden Vermögen von 3.25 
Mio. (Aktien und EFH) erhal-
ten.

«Keine Planungs- und 
Rechtssicherheit»
Gerade weil zurzeit völlig offen 
ist, ob die Initiative zustande 
kommt und ob sie vom Volk 
angenommen wird, und weil 
wir die Antwort darauf letzt-
endlich erst in rund fünf Jah-
ren kennen, besteht zurzeit für 
all die Personen, deren ge-
samter Nachlass voraussicht-
lich die Freigrenze von CHF 2 
Mio. überschreiten wird, eine 
erhebliche Planungs- und 
Rechtsunsicherheit. Inwieweit 
diese Personen noch dieses 
Jahr Dispositionen treffen sol-
len und ob diese steuerlich die 

wird im Zusammenhang mit der 
Initiative die Erstellung von 
Schenkungsverträgen mit einem 
sogenannten Rückfallsrecht 
empfohlen: Sollte die Erbschafts-
steuer-Initiative nicht in Kraft 
treten, fallen die im laufenden 
Jahr verschenkten Vermögens-
werte an den Schen-
ker zurück. Zivil-
rechtlich sind solche 
Verträge mit Resolu-
tivbedingung durch-
aus anerkannt.
 
Gerade weil die Lie-
genschaftenübertragung im zu 
Ende gehenden Jahr nur noch 
für sehr rasch Entschlossene 
und auch nur noch unter gütiger 
Mitwirkung der Grundbuchämter 
denkbar ist, stehen auch dies-
bezüglich alternative Instrumen-
te zur Verfügung. In 
Frage kommt die 
Schenkung von Bar-
mitteln zum späteren 
Erwerb von Liegen-
schaften. Zu hören 
ist auch von der Ge-
währung eines zins-
losen Darlehens auf 
unbestimmte Zeit, 
das im Zeitpunkt des Verster-
bens des Erblassers erlassen 
wird.
 

Steuerumgehung

Der seit Lancierung der Initiative 
eingetretene Aktivismus ist auch 
den Steuerbehörden nicht ent-
gangen. Aus verschiedenen 
Quellen ist zu hören, dass diese 
sich bereits mit den einzelnen 
möglichen Planungsszenarien 

Rechtsstaatlich ist die 
rückwirkende Einführung 
einer Schenkungssteuer 
besonders fragwürdig.

Aus steuerplanerischer 
Sicht kann noch vor dem 
1. Januar 2012 Vermögen 
durch Schenkung oder 
Erbvorbezug an Nachkom-
men übertragen werden.

lic. iur. Armin Thaler
Rechtsanwalt  
eidg. dipl. Steuerexperte
St.Gallen
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und deren steuerliche Konse-
quenzen befassen. Eindeuti-
ge Meinungen dazu bestehen 
zurzeit nicht, zumal bisher die 
Besteuerungskompetenz be-
kanntlich bei den einzelnen 
Kantonen liegt. Die Überle-
gungen des Fiskus befassen 
sich hauptsächlich mit der 
Frage, ob Steuerpflichtige ei-
nen allzu ausgefallenen Sach-
verhalt konstruieren, der – 
wenn auf die zivilrechtlich 
gewählten Formen abgestellt 
wird – an sich die Steuerbar-
keit nicht erfüllt, wirtschaftlich 
indessen mit dem steuerba-
ren Sachverhalt identisch ist. 
In diesem Fall gilt die Schwel-
le zwischen zulässiger 
und unzulässiger Steuerpla-
nung als überschritten, weil 
das Vorgehen einzig der Steu-
erersparnis willen gewählt 
wird.
 
Es ist nicht auszuschliessen, 
dass im Einzelfall die umge-
setzten Vermögensdispositi-

onen kurz vor Jahresende 
2011 abhängig von der kon-
kreten Ausgestaltung nach 
einer allfälligen Annahme der 
Initiative überprüft werden. 
Auch noch völlig unklar ist die 
Situation in Bezug auf die kon-
krete Umsetzung der Initiative 
bei Annahme. Der Bund wür-
de erst dann die Ausführungs-
gesetzgebung erlassen, de-
ren Inhalt zurzeit einer 
«blackbox» gleichkommt.
 

Fazit und Empfehlung

Die Übergabe von Vermögen 
von Eltern auf ihre Nachkom-
men zu Lebzeiten oder auf 
den Todesfall hin muss gut 
geplant und vorbereitet sein. 
Solche einmal getätigte Dis-
positionen lassen sich nicht 
rückgängig machen, zumin-
dest nicht ohne erhebliche 
negative Konsequenzen, un-
ter anderem auch in steuerli-
cher Hinsicht. Gut beraten 
sind all jene, welche es ableh-

nen, aus rein steuerlichen 
Gründen überhastete Vermö-
gensübertragungen zu ma-
chen. Eine tolle Chance hat 
sich jedoch für Personen auf-
getan, welche schon länger 
eine Nachfolgeregelung oder 
Vermögensübertragung pla-
nen, und die Möglichkeit ha-
ben, diese vollständig oder 
zumindest teilweise noch im 
zu Ende gehenden Jahr 2011 
zu realisieren. Pauschal darf 
wohl heute bereits gesagt 
werden, dass Vermögensdis-
positionen, welchen ein kom-
pliziertes Instrumentarium zu 
Grunde gelegt wird, ein hohes 
Risiko bergen, später steuer-
lich – unabhängig vom Aus-
gang der Erbschaftssteuer-
Initiative – nicht anerkannt zu 
werden. Auf jeden Fall emp-
fiehlt sich zur Abklärung der 
im Einzelfall zur Verfügung 
stehenden Möglichkeiten so-
wie zur Realisierung der ge-
planten Vermögensübertra-
gung fachkundige Beratung.

RECHT & PRIVAT

Business Software für rationelle Leistungserfassung
> Flexible Definition von Leistungsarten 

> Freies Customizing der Mandatsstammdaten  

> Erfassung von Stunden, Drittleistungen, Spesen, Absenzen 

> Web-Erfassung 

> Stunden kontrolle nach ver rechenbaren Stunden, Gleitzeit, Absenzen 

> Fristen- und Aktivitätenkontrolle  

> Projektüber sichten mit Auftragseingängen und Projektabschlüssen 

> Automatische Faktu rierung von Pauschalen,  Vertragshonoraren 

> Produktivitätsauswertungen 
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Informationsrechte und -pflichten 
nach der Scheidung

Wie aber verhält es sich, wenn 
die Ehe aufgelöst ist? Nach Auf-
lösung der Ehe können sich die 
Ehegatten nicht mehr auf das 
eheliche Auskunftsrecht beru-
fen, denn die Basis für diese 
Verpflichtung, das gemein-
schaftliche Wohl der ehelichen 
Gemeinschaft, ist nicht mehr 
vorhanden. Vielfach zeitigt aber 
eine Ehe auch nach ihrer Auflö-
sung noch diverse nacheheliche 
Wirkungen. Dies ist insbeson-
dere bei bestehenden Unter-
haltsverpflichtungen und/oder 

gemeinsamen Kindern der Fall, 
welche mit den Scheidungsne-
benfolgen geregelt werden. Die 
Regelungen basieren auf Infor-
mationen, die zur Zeit der 
Eheauflösung gegeben sind. 
Sie stellen aber vielfach auf Hy-
pothesen für die Zukunft ab. 
Immer dann, wenn sich diese 
Hypothesen als unzutreffend 
erweisen, besteht der Bedarf an 
(zusätzlichen) Informationen.

Zunächst sind die materiell-
rechtlichen Auskunftspflichten 

von prozessualen Auskunfts-
pflichten zu unterscheiden. Un-
ter prozessualen Auskunfts-
pflichten versteht man solche, 
die sich in einem gerichtlichen 
Verfahren durch die Mitwir-
kungspflichten der Parteien 
oder die Behauptungs- und Be-
weislastverteilung aufgrund des 
Ver fahrensrechts ergeben. 
Demgegenüber bestehen ma-
teriellrechtliche Auskunftspflich-
ten aufgrund des materiellen 
Rechts, d.h. die Informationen 
können auch ohne ein laufendes 

Ein grundlegender Ausfluss der ehelichen Gemeinschaft ist die gegenseitige Auskunfts-
pflicht der Ehegatten gemäss Art. 170 ZGB. Die Informationen in finanziellen Belangen 
(Einkommen, Vermögen, Schulden) bilden die Grundlage für das einträchtige Zusammen-
wirken der Ehegatten und dienen damit der Wahrung des gemeinschaftlichen Wohls. Sie 
sind aber auch die Voraussetzung für alle eherechtlichen Verfahren, in welchen sich die 
Ehegatten gegenseitig und unaufgefordert zu orientieren haben. Der Anspruch steht jedem 
Ehegatten während der gesamten Ehedauer sowie im Scheidungsverfahren zu und ist 
unabhängig vom gewählten Güterstand. Ihre Grenze findet die Auskunftspflicht auch wäh-
rend der Ehe dort, wo sie keinen schutzwürdigen Interessen dient, sondern lediglich Neu-
gier befriedigen soll oder ein Begehren aus Schikane gestellt wird.
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Gerichtsverfahren eingefordert 
werden. Werden sie verweigert, 
können sie teils auch ohne einen 
weiteren zusätzlichen Anspruch 
gerichtlich durchgesetzt werden, 
teils im Rahmen eines prozessu-
alen Editionsbegehrens.

Sonderfall: Ergänzung 
eines Scheidungsurteils
Einen Sonderfall bildet das Ver-
fahren um Ergänzung eines 
Scheidungsurteils, welches auf-

grund verstärkter Migration im-
mer öfters zur Anwendung 
kommt. Oftmals lassen sich in 
der Schweiz wohnhafte Auslän-
der in ihrem Heimatland schei-
den. Während in der Schweiz der 
Grundsatz der Einheit des Schei-
dungsurteils gilt, in welchem 
gleichzeitig mit der Scheidung 
alle Nebenfolgen geregelt wer-
den müssen, wird im Ausland 
häufig nur die Scheidung aus-
gesprochen und die Regelung 
der Scheidungsnebenfolgen 
dem Wohnsitzgericht überlas-
sen. In einem solchen Verfahren 
können sich die Ehegatten, ob-
wohl die Ehe bereits aufgelöst 
ist, auf Art. 170 ZGB berufen und 
sind zur gegenseitigen Auskunft 
verpflichtet.

Wurde die Ehe geschieden und 
die Nebenfolgen der Scheidung 
geregelt, sind verschiedene 
Konstellationen denkbar, in de-
nen eine nacheheliche Aus-
kunftspflicht bestehen kann.

Nachehelicher Unterhalt

Ist ein nachehelicher Unterhalt 
festgesetzt worden, basiert die-
ser einerseits auf gewissen bei 

der Scheidung bestehenden 
Tatsachen und andererseits 
auf Hypothesen für die Zu-
kunft. Treten die Hypothesen 
gar nicht oder in unvorherge-
sehen veränderter Form ein, 
ist eine Abänderung des Ge-
richtsurteils gemäss Art. 129 
ZGB möglich. Um solche Ver-
änderungen, wenn sie im Risi-
kobereich der anderen Partei 
liegen, überhaupt feststellen zu 
können, besteht ein Informati-
onsanspruch.

Haben die Ehegatten in einer 
Vereinbarung gemäss Art. 127 
ZGB die Unabänderlichkeit 
des nachehelichen Unterhalts 
festgelegt, fehlt für eine Infor-
mation das schutzwürdige 
Interesse und ein Informati-
onsrecht besteht nicht mehr.

Wurde bei der Scheidung fest-
gestellt, dass aufgrund man-
gelnden Einkommens des 
pflichtigen Ehegatten für den 
berechtigten Ehegatten kein 
gebührender Unterhalt fest-
gelegt werden kann, besteht 
grundsätzlich eine Auskunfts-
pflicht des Pflichtigen bei 
Mehrverdienst. Allerdings 
geht diese wohl nicht so weit, 
dass unaufgefordert orientiert 
werden muss. Es besteht aber 
eine Informationspflicht in 
Form einer Mitwirkungspflicht, 
d.h. in einem Gerichtsverfah-
ren sind die geforderten Infor-
mationen herauszugeben.

Um ein Abänderungsverfah-
ren und damit die Belastung 
durch einen weiteren Prozess 
zu verhindern, kann der 
nacheheliche Unterhalt grund-
sätzlich oder der Höhe nach 
von zukünftigen ungewissen 
Tatsachen (sog. Bedingungen 
gemäss Art. 126 Abs. 3 ZGB) 
abhängig gemacht und eine 
allfällige Veränderung im Vor-
aus festgelegt werden. Eben-
so können die Ehegatten in 
einer Scheidungsvereinba-
rung einen Vorbehalt für ge-
wisse Abänderungsgründe 
selbst festsetzen oder andere 
ausschliessen. Solche Tatsa-
chen können entweder den 
Bedarf oder die Leistungsfä-
higkeit der Ehegatten betref-

fen. Grundsätzlich ist hierzu 
festzuhalten, dass diejenige 
Partei, in deren Sphäre die 
Veränderung eintritt, verpflich-
tet ist, die andere Partei zu 
informieren. Dabei sind aber 
die Pflichten der anspruchs-
berechtigten Partei jeweils 
strenger zu gewichten als jene 
der anspruchspflichtigen Par-
tei.

Ist bspw. der Unterhalt für die 
Ex-Ehefrau an eine Konkubi-
natsklausel gebunden, hat 
diese, weil sie unterhaltsbe-
rechtigt ist, den unterhalts-
pflichtigen Ex-Ehegatten über 
das Vorliegen eines Konkubi-
nats zu informieren. Soll um-
gekehrt ein allfälliger Mehrver-
dienst (z.B. eine ungewisse 
Bonusauszahlung) zu einer 
Erhöhung des Unterhalts füh-
ren, ist der Unterhaltspflichtige 
zur Auskunft darüber verpflich-
tet, ob er einen Mehrverdienst 
erzielt hat. Erleichtert wird ein 
solches Auskunftsrecht dann, 
wenn bereits im Voraus fest-
gelegt wird, welche Unterla-
gen (z.B. Lohnausweis, Bonus- 
oder Provisionsabrechnung) 
der anderen Partei herausge-
geben werden müssen.

Den häufigsten Abänderungs-
grund für Unterhaltsleistun-
gen bildet die Indexierung 
gemäss Art. 128 ZGB, durch 
welche eine Unterhaltsrente 
periodisch der Teuerung an-
zupassen ist. Wird eine Inde-
xierung vorgesehen, ist diese 
meist mit der Bedingung ver-
knüpft, dass das Einkommen 
des Pflichtigen sich ebenfalls 
entsprechend der Teuerung 
erhöht. In diesen Fällen hat 
der Pflichtige (unaufgefordert) 
zu informieren, sollte keine 
Erhöhung erfolgt sein. Bei 
Stillschweigen ist von einer 
Erhöhung auszugehen.

Kinderunterhalt

Die Höhe des Kinderunterhal-
tes wird im Scheidungsver-
fahren festgelegt. Dabei wird 
gewöhnlich bereits berück-
sichtigt, dass sich die Bedürf-
nisse der Kinder mit steigen-
dem Alter verändern und es 
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zessualen Mitwirkungspflicht 
ein materiellrechtlicher, d.h. ein 
durchsetzbarer Informationsan-
spruch gestützt auf Art. 170 
ZGB.

Wurde einem Ehegatten in der 
Liegenschaft des anderen Ehe-
gatten ein bedingtes Wohnrecht 
zugesprochen, stellt sich die 
Frage, wann die (aufschiebende 
oder auflösende) Bedingung 
eintritt. Hier ist das Informati-
onsrecht des Eigentümers zu 
bejahen. Ist auf der anderen 
Seite für das Wohnrecht eine 
«angemessene Entschädigung» 
zu entrichten, hat der Eigentü-
mer bei sinkenden Hypothekar-
zinsen Auskunft über seine 
Zinsbelastung zu geben.

Allgemeine Kinderbelange

Neben den Informationspflich-
ten, die sich aus Ansprüchen 
auf geldwerte Leistungen erge-
ben, bestehen nach der Zutei-
lung der elterlichen Sorge an 
einen Elternteil durch das Schei-
dungsurteil weitere Informati-
onsrechte bzw. -pflichten.

Diesbezüglich sieht Art. 275a 
Abs. 1 ZGB vor, dass Eltern 
ohne elterliche Sorge über be-
sondere Ereignisse im Leben 
des Kindes zu benachrichtigen 
sind. Die Informationspflicht ob-
liegt dem sorgeberechtigten 
Elternteil. Der nicht sorgebe-
rechtigte Elternteil soll zudem 
vor wichtigen Entscheidungen 
im Leben des Kindes angehört 
werden. Hierzu gehören insbe-
sondere Krankheit und Unfall, 
schulische und berufliche Erfol-
ge und Misserfolge, Teilnahme 
an sportlichen oder musikali-
schen Wettbewerben, Verhal-
tensauffälligkeiten und Ähnli-
ches. Die Ausübung dieses 
Rechts bedingt selbstverständ-
lich eine vorgängige Informati-
on.

Um dem Berechtigten die Infor-
mation leichter und schneller 
erhältlich zu machen, wurde in 
Art. 275a Abs. 2 ZGB ein Aus-
kunf tsanspruch gegenüber 
Dritten eingeführt. Demnach hat 
der Elternteil ohne elterliche 
Sorge das Recht, bei Drittper-

RECHT & PRIVAT

wird eine entsprechende Stu-
fung vorgesehen. In Bezug auf 
die Indexierung gilt das oben 
Gesagte.

Gemäss Art. 286 Abs. 2 ZGB 
ist der Unterhalt von Kindern 
an die Leistungsfähigkeit der 
Eltern gekoppelt. Kinder ha-
ben Anspruch auf den glei-
chen Lebensstandard wie ihn 
ihre Eltern praktizieren, unab-
hängig davon, ob sie mit dem 
Elternteil im gleichen Haushalt 
leben oder nicht. Daraus er-
gibt sich, dass Kinder grund-
sätzlich einen Anspruch auf 
Erhöhung des Unterhalts ha-
ben, wenn die Leistungsfähig-
keit des Elternteiles gestiegen 
ist. Diesbezüglich besteht 
eine Informationspflicht des 
nicht obhutsberechtigten El-
ternteiles.

Ein weiterer Anspruch des 
Kindes besteht beim Auftre-
ten von vorübergehenden, 
aber ausserordentlichen Be-
dürfnissen. Beispiele hierfür 
können (nicht gedeckte) Kos-
ten ärztlicher Versorgung, 
Prüfungsgebühren, Prozess-
kosten, Haftpflichtansprüche 
oder etwa die Geburt eines 
Kindes sein. Hier besteht die 
Verpflichtung des anspruchs-
berechtigten Kindes oder 
dessen gesetzlicher Vertre-
tung zur Edition der notwen-
digen Informationsgrundla-
gen, welche die Ansprüche 
begründen.

Güterrecht

Im Bereich des Güterrechts 
sind nacheheliche Informati-
onsrechte und -pflichten nach 
erfolgter güterrechtlicher Aus-
einandersetzung eher selten. 
Solche liegen beispielsweise 
dann vor, wenn nach Ab-
schluss der güterrechtlichen 
Auseinandersetzung nach-
träglich weitere Vermögens-
werte auftauchen. Diese  
können zu nachträglichen gü-
terrechtlichen Ansprüchen 
führen, welche in einem Revi-
sionsverfahren geltend zu 
machen sind. Im Rahmen des 
Revisionsverfahrens besteht 
diesfalls zusätzlich zur pro-

sonen wie Lehrkräften und me-
dizinischen Betreuungspersonen 
Auskünfte über die Entwicklung 
des Kindes einholen, wenn diese 
nicht oder nur schwer vom an-
deren Elternteil erhältlich zu ma-
chen sind.

(Vor-)Prozessuales 
Informationsrecht
Selbst wenn grund-
sätzlich auch nach 
der Scheidung An-
sprüche auf gewisse 
Informationen beste-
hen können, was sich 
aus den obigen Aus-
führungen ergibt, werden diese 
oft nicht freiwillig oder gar unauf-
gefordert herausgegeben. Die 
Informationen müssen  daher auf 
dem Prozessweg verlangt wer-
den. Nur in wenigen Fällen be-
steht ein eigenständiges, durch-
setzbares Informationsrecht, 
welches keine gleichzeitige Gel-
tendmachung eines geldwerten 
Anspruchs oder dessen Herab-
setzung oder Aufhebung voraus-
setzt. Damit können die ge-
wünschten Informationen nur im 
Rahmen einer weiter gehenden 
Klage geltend gemacht werden, 
womit die klagende Partei das 
Prozesskostenrisiko auf sich 
nehmen muss, ohne dieses Ri-
siko im Voraus einigermassen 
verlässlich abschätzen zu kön-
nen.

Diesem Problem schaffte die am 
1. Januar 2011 in Kraft getretene 
Schweizerische Zivilprozessord-
nung (ZPO) Abhilfe. Diese kennt 

Dr. iur. HSG Monika Brenner
Rechtsanwältin
Fachanwältin SAV Familienrecht
Abtwil SG

Grundsätzlich ist fest-
zuhalten, dass diejenige 
Partei, in deren Sphäre 
die Veränderung eintritt, 
verpflichtet ist, die andere 
Partei zu informieren.
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neu das Verfahren der vor-
sorglichen Beweisführung. 
Gemäss Art. 158 Abs. 1 lit. b 
ZPO nimmt das Gericht (auch 
vor dem Prozess) jederzeit 

Beweis ab, wenn 
ein schutzwürdiges 
Interesse glaubhaft 
gemacht wird. Bei 
der Abklärung von 
Beweis- und Pro-
zessauss ichten 
dürfte ein solches 
schutzwürdiges 
Interesse regelmäs-

sig bejaht werden. Die vor-
sorgliche Beweisführung 
trägt zur Reduktion des Kos-
tenrisikos bei und sollte in 
Zukunft dazu dienen, aus-

sichtslose Prozesse zu ver-
meiden. Die mutmassliche 
Gegenpartei des künftigen 
Prozesses ist in das Verfahren 
einzubeziehen, woraus sich 
ihre Mitwirkungspflicht und 
daraus wiederum die Informa-
tionspflicht ergibt.

Die vorsorgliche Beweisfüh-
rung trägt zur Reduktion
des Kostenrisikos bei
und sollte in Zukunft dazu 
dienen, aussichtslose
Prozesse zu vermeiden.

Atember Aubend schön.  
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Energieeffizienzkategorie A.
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unselbständige Erwerbstätigkeit auf-
zunehmen. Die gleiche Privilegierung 
gilt seit 2007 für eingetragene Part-
nerschaften.

Das Bundesgericht hat der Arbeits-
losenkasse nun Recht gegeben. 
Laut Gericht ist an der bisherigen 
Praxis festzuhalten. Konkubinat und 
Ehe seien unterschiedliche Formen 
des Zusammenlebens mit anderen 
Rechtswirkungen. Das Konkubinat 
verschaffe im Gegensatz zur Ehe 
nach wie vor keine rechtlich geschütz-
te Vertrauensposition. Es bestehe 
weder eine Pflicht zur gegenseitigen 
Unterstützung noch auf späteren 
Unterhalt. Damit liege weiterhin ein 
sachlicher Grund vor, um Ehe- und 
Konkubinatspartner im Hinblick auf 
eine Befreiung von der Beitragszeit 
unterschiedlich zu behandeln. Eine 
unzulässige Diskriminierung der Le-
bensform liege nicht vor.

BGE 8C_564/2010 vom 11. April 2011
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  Der Richter: «Angeklagter, nennen 
Sie endlich den Namen Ihres Kompli-
zen!» – «Niemals! Glauben Sie etwa, 
ich verpfeife meinen eigenen Bru-
der?»

  Der Richter: «Die nächste Person, 
die die Verhandlung unterbricht, wird 
nach Hause geschickt!» Der Gefan-
gene: «Hurra!» 

   

  Ein Zeuge leistet feierlich den Eid: «Ich 
schwöre, dass ich die Wahrheit sage, 
die ganze Wahrheit und nichts als die 
Wahrheit.» Der Richter fragt: «Was wis-
sen Sie?» Der Zeuge: «Nichts!»

  «Es ist der Alkohol und nur der Al-
kohol allein, der an Ihrer verzweifel-
ten Lage schuld ist», rügt der Richter. 
«Ich danke Ihnen vielmals für Ihr Ver-
ständnis», murmelt der Angeklagte. 
«Sie sind der erste, der nicht mir die 
Schuld in die Schuhe schiebt.»  

 

Der Fall betrifft eine St.Gallerin, die mit 
dem Vater ihrer Tochter über 10 Jahre 
im Konkubinat zusammenlebte. Ihren 
Job hatte sie aufgegeben, um sich der 
Kinderbetreuung zu widmen. Als sich 
das Paar 2008 trennte, musste sich 
die Frau eine Arbeit suchen, nachdem 
bisher ihr Freund für den Unterhalt 
der Familie gesorgt hatte. Als sie kei-
nen Job fand, meldete sie sich bei der 
Unia Arbeitslosenkasse zum Bezug von 
Taggeldern an. Die Ausrichtung von Ar-
beitslosenentschädigung wurde ihr je-
doch verwehrt, weil sie in der massge-
benden Rahmenfrist keine ALV-Beiträge 
eingezahlt hatte.

Das St.Galler Verwaltungsgericht kam 
dann zum Schluss, dass sie sich wie ein 
Ehegatte in vergleichbarer Situation und 
entgegen der bisherigen Rechtspre-
chung des Bundesgerichts auf Artikel 
14 Absatz 2 des Gesetzes über die Ar-
beitslosenversicherung berufen könne. 
Die Bestimmung sieht vor, dass Ehe-
leute von der Erfüllung der Beitragszeit 
befreit sind, wenn sie infolge Trennung, 
Scheidung, Tod des Partners oder ähn-
lichen Gründen gezwungen sind, eine 

Aus dem Bundesgericht

 

«RECHT - ECK»

Allfällige Schreib- und sonstige Fehler wurden 
den «Vorlagen» bewusst entnommen.

«ALLES WAS RECHT IST»
gesammelt von RA Bruno A. Hubatka

 «Fragen, nichts als Fragen, Herr 
Richter. Wäre es nicht besser gewe-
sen, Sie hätten sich vorher über den 
Fall besser informiert?» 

  Fragt der junge Richter seinen er-
grauten Kollegen: «Ich habe da einen 
Schwarzbrenner, der Schnaps produ-
ziert hat, wie viel soll ich ihm wohl ge-
ben?» – «Auf keinen Fall mehr als zehn 
Franken pro Liter!»

Arbeitslosenversicherung:
Konkubinatspaare 
weiterhin benachteiligt



Geschäft, Freunde, Entspannung.
Mein Auto lebt mit.

Früher war es einfach nur meine Garage.
Heute mein Partner für Mobilität.

St. Gallen • Goldach • Heiden • Wil • Rickenbach

www.city-garage.ch
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